
ist – und sei es auf Grund einer analogen Anwendung des Art 76
II – w�ren die auf die immer h�ufiger werdenden unechten Bun-
destagsinitiativen hin beschlossenen Gesetze nichtig.28

Ein Verstoß gegen Art 76 II k�nnte angenommen werden,
wenn man den Gesetzesentwurf weiterhin als eine Vorlage der
Regierung qualifizierte. Daf�r k�nnte sprechen, dass die Vorlage
von der Regierung ausgearbeitet wurde und dieser insofern die
»materielle Urheberschaft« zukommt. Es wird auch mit dem Sinn
der Beteiligung des Bundesrats nach Art 76 II f�r das Gesetzge-
bungsverfahren argumentiert, mit welchem eine Umgehung des
Bundesrates nicht zu vereinbaren sei.

Andererseits kann man argumentieren, dass derjenige, der die
Vorlage nach den Regeln des GG einbringt, verfassungsrechtlich
die Verantwortung f�r die Initiative �bernimmt. Auch der Wortlaut
des Art 76 II 1 legt eine formale Betrachtung nahe, da auf »Vor-
lagen« und nicht etwa auf die materielle Ausarbeitung abgestellt
wird. Hierf�r spricht auch das beim Zustandekommen von Geset-
zen besonders wichtige Kriterium der Rechtsklarheit: Oftmals wird
es gar nicht m�glich sein, den materiellen Urheber des Inhalts
eines Gesetzesentwurfs festzustellen. Man k�nnte zwar – wie das
teilweise gemacht wird – argumentieren, es sei entscheidend, ob
�ber den Entwurf in der Bundesregierung formell Beschluss ge-
fasst wurde. Das w�rde aber die formalisierte Entscheidung bloß
auf eine andere Ebene verlagern. In Wahrheit kann die materielle
Urheberschaft auch gar nicht entscheidend sein. Schon auf Grund
des unzweifelhaft vorliegenden tats�chlichen Einbringens durch

Abgeordnete des Bundestages ist n�mlich die Anwendung der f�r
diese Initiantengruppe vorgesehenen grundgesetzlichen Verfah-
rensvorschriften nicht nur gerechtfertigt, sondern verfassungs-
rechtlich gefordert. Die Abgeordneten sind nun einmal die unmit-
telbar demokratisch legitimierten Organwalter des gesetzgeben-
den Organs und die Mitwirkung anderer Verfassungsorgane ist f�r
ihre Initiative gerade nicht statthaft.29 Wessen die Abgeordneten
sich organisatorisch f�r die Vorbereitung bedienen, ist ihrer Auto-
nomie �berlassen. Sie k�nnen sich auch – in jedem Verfahrens-
stadium – einen Gesetzesentwurf der Bundesregierung zu Eigen
machen30; dies korrespondiert mit den oben angestellten �ber-
legungen zur �bernahme einer Initiative anl�sslich der R�cknah-
me durch andere Initianten. Schon die Bezeichnung als »verkapp-
te Regierungsinitiative« wird mithin der Rechtsstellung der betei-
ligten Abgeordneten nicht gerecht. Eine Verfassungswidrigkeit
des auf eine sog »unechte Bundestagsinitiative« ohne ersten
Durchgang zustande gekommenen Gesetzes wird daher im Ergeb-
nis zu Recht ganz �berwiegend verneint.31

28 Zum Problem ausf�hrlich Sch�rmann A�R 115 (1990) 56 ff
29 Vgl Masing in v. Mangoldt/Klein/Starck Art 76 II, III Rn 96
30 Degenhart Staatsrecht I Rn 675
31 Vgl nur Degenhart Staatsrecht I, Rn 550; Schmidt-Jortzig/Sch�rmann in BK Art 76
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Das dort fehlende RhPfKitaG ist auf der Internetseite des rheinland-pf�lzischen Justizministeriums
http://cms.justiz.rlp.de/justiz/index.jsp unter dem Link »Landesrecht« einsehbar.

n SACHVERHALT

Die Ortsgemeinden Ober-Albersheim (O), Nieder-Albersheim (N) und Groß-Albersheim (G) bilden
die Verbandsgemeinde Albersheim (A) im rheinland-pf�lzischen Landkreis Layen (L). Um den in O
und N wohnenden Kindern zwischen drei und sechs Jahren den Besuch eines Kindergartens zu
erm�glichen, haben die Ortsgemeinden O und N einen Kindergarten-Zweckverband (Z) gegr�ndet.
Z ist Tr�ger des Kindergartens »Kunterbunt«, dessen R�ume sich in O befinden. Aus sozialen Gr�n-
den bleiben die Kindergartengeb�hren hinter den tats�chlich entstehenden Kosten zur�ck. Das De-
fizit aus dem Kindergartenbetrieb deckt Z durch eine Umlage, die er von O und N erhebt. § 10
RhPfZwVG ist eingehalten. Auch Kinder aus G besuchen den Kindergarten in O. Die Ortsgemeinde G
betreibt selber keinen Kindergarten, denkt gar nicht daran, einen solchen zu er�ffnen und ist auch
nicht bereit, dem Z beizutreten. Daher wenden sich O und N an die Kommunalaufsichtsabteilung
der Kreisverwaltung von L und bitten sie, G zum Beitritt zu bewegen.

Die Kreisverwaltung f�hrt einen langen Schriftwechsel mit G, in dessen Endphase sie G ver-
geblich auffordert, bis zum 31. 7. 2005 dem Z beizutreten. Von Anfang Juli bis Mitte August 2005
herrscht Funkstille zwischen den Beteiligten. Am 19. 8. 2005 ver�ffentlicht die Kreisverwaltung dann
in ihrem Amtsblatt einen »Antrag der Ortsgemeinde G, vertreten durch die Kreisverwaltung gem
§ 123 RhPfGemO, auf Mitgliedschaft im Z«. Im Anschluss wird mitgeteilt, dass die Verbandsver-
sammlung des Z und die Ortsgemeinder�te von N und O dem Beitritt zugestimmt und die erfor-
derlichen, nachfolgend abgedruckten �nderungen der Verbandsordnung mit der in § 6 RhPfZwVG
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vorgesehenen Mehrheit beschlossen haben. Dann stellt die Kreisverwaltung fest, G werde mit
Wirkung vom 1. 9. 2005 Mitglied des Z. Abschließend folgt eine Rechtsbehelfsbelehrung.

Ortsgemeinderat und Ortsb�rgermeister von G wollen diesen – wie sie es nennen – »Kindergar-
tenputsch« nicht hinnehmen. Am 4. 10. 2005 geht bei der Kreisverwaltung ein schwungvoll unter-
schriebener und mit dem Ortsgemeindesiegel versehener Brief des Ortsb�rgermeisters ein. Darin
erkl�rt er unter Verwendung seiner Amtsbezeichnung, er fechte namens und im Auftrag der G den
»fiktiven Beitrittsantrag« an, den die Kreisverwaltung ihr »in den Mund gelegt« habe. Die Kreis-
verwaltung solle ihre wahrheitswidrige Behauptung, G sei Mitglied im Z geworden, widerrufen.
M�sse G tats�chlich dem Z beitreten und eine Umlage zahlen, deren Verteilungsschl�ssel sie nicht
mitbestimmt habe, so widerspreche dies zutiefst dem Prinzip der kommunalen Selbstverwaltung.
Der Landrat und die leitende staatliche Beamtin in der Kreisverwaltung sind fassungslos ange-
sichts des Temperamentsausbruchs, den das Vorgehen der Kommunalaufsichtsabteilung in G
ausgel�st hat. Die Leiterin des Kreisjugendamtes, die sie zu ihren Beratungen hinzuziehen, weist
darauf hin, dass es nach dem geltenden Bedarfsplan in A einen Kindergarten geben muss. Nach-
dem der Landrat und seine Mitarbeiterinnen zu dem Entschluss gelangt sind, an der einmal
getroffenen Entscheidung nichts zu �ndern, wollen sie jedoch die politische Verantwortung nicht
alleine tragen. Daher legen sie die Akten der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion (ADD) in Trier
vor, damit diese das Problem l�st.

Welche Entscheidung wird die ADD treffen?

n L�SUNG

A. Auslegung des Briefs

Bei dem vorgelegten Schreiben der Ortsgemeinde G k�nnte es sich um einen Widerspruch gegen
die im Amtsblatt vom 19. 8. 2005 bekannt gemachten Entscheidungen der Kreisverwaltung (KrV)
handeln. Zwar kommt nach dem Wortlaut auch in Betracht, dass G eine (eigene) Willenserkl�rung
anficht oder die KrV zum Widerruf einer Tatsachenbehauptung auffordert. Zu erw�gen w�re auch,
dass G einen eigenen, von der KrV ersatzweise erlassenen Verwaltungsakt (VA) aufheben will. Bei
einer am Ziel der �ußerungen orientierten Auslegung darf deren Wortlaut aber nicht �berbewertet
werden. Im Sinne optimalen Rechtsschutzes sind Protestschreiben vielmehr, wo m�glich, als Wi-
derspr�che auszulegen, da nur der Widerspruch die Klagefrist wahren kann (Pietzner/Ronellen-
fitsch, Das Assessorexamen im �ffentlichen Recht, § 28 Rn 4). Ziel der G ist es, nicht Mitglied im Z
zu werden. Sofern sich die Maßnahmen der Kreisverwaltung als VAe erweisen, k�nnten sowohl
eine »Anfechtung« als auch ein »Widerrufsverlangen« ins Leere gehen; wenn dieser Umstand
feststeht, k�nnte aber die Widerspruchsfrist verstrichen sein. Der Brief ist daher als Widerspruch
auszulegen.

B. Zust�ndige Widerspruchsbeh�rde

Die ADD darf �ber den Widerspruch nur entscheiden, wenn sie die richtige Widerspruchsbeh�rde
ist. Dass VAe vorliegen, ist auch hierf�r zun�chst zu unterstellen. Als n�chsth�here Aufsichts-
beh�rde gem § 118 II Hs 1 RhPfGemO k�nnte sie nach § 73 I 2 Nr 1 VwGO zust�ndig sein. Jedoch
sieht § 6 I Nr 1 lit a RhPfAGVwGO, der auf § 73 II VwGO beruht, vor, dass der Kreisrechtsausschuss
(KRA) f�r die Entscheidung �ber Widerspr�che gegen VAe der KrV zust�ndig ist. Dabei kommt es
nicht darauf an, ob die KrV in Auftragsangelegenheiten, bei Selbstverwaltungsaufgaben oder sogar
»als staatliche Beh�rde« gehandelt hat. Der Anwendungsbereich von § 6 I RhPfAGVwGO ist auch
nicht teleologisch auf VAe der KrV als Kreisbeh�rde zu reduzieren. Daher k�nnte hier der KRA zu-
st�ndig sein. § 6 I RhPfAGVwGO ist aber offen f�r gesetzliche R�ckausnahmen. Im vorliegenden Fall
k�nnte § 126 Hs 2 RhPfGemO eine Zust�ndigkeit der ADD begr�nden. Dies setzt voraus, dass die
Ver�ffentlichungen im Amtsblatt »Anordnungen« der KrV in ihrer Eigenschaft als Aufsichtsbeh�rde
sind.

Zust�ndigkeit des Kreis-
rechtsausschusses?

Wortlaut und Textzusammenhang sprechen zwar f�r eine enge, auf § 122 RhPfGemO begrenz-
te Auslegung des Begriffs. »Anordnungen« in diesem engen Sinn sind die Maßnahmen der KrV
jedenfalls nicht. Die Rechtsbehelfszust�ndigkeit w�re jedoch aufgespalten, wenn nur Anordnungen
ieS von der ADD, andere Aufsichtsmaßnahmen wie namentlich eine Ersatzvornahme nach § 123
RhPfGemO dagegen vom KRA �berpr�ft w�rden. Eine wortlautgetreue Auslegung ist insoweit
unpraktikabel. Auch Ersatzvornahmen sind vielmehr »Anordnungen« der Aufsichtsbeh�rden,
�ber deren Anfechtung nach § 126 RhPfGemO die ADD entscheidet. Nach dem Sinn und Zweck
der Zust�ndigkeitszuweisung geh�ren zudem alle Maßnahmen, mit denen Errichtungsbeh�rden
auf die Bildung eines Zweckverbands oder auf die Mitgliedschaft einer Gemeinde in einem Zweck-
verband hinwirken, zu den Aufsichtsmaßnahmen. Sie sind nur aus Gr�nden des Sachzusammen-
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